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Verantwortung für die Gesellschaft übernehmen                                        © SPD-Landesverband Niedersachsen 

Interview mit Stephan Weil 

In der Großen Koalition häufiger klare Kante zeigen 
 

Am Ende war es weniger knapp, als viele ge-
dacht haben: 66 Prozent der gültigen Stimmen 
beim Mitgliedervotum wurden für die große 
Koalition abgegeben. Und das, obwohl die par-
teiinterne Kritik an einem erneuten Bündnis mit 
der Union so stark war wie noch nie und selbst 
erfahrene Beobachter bis zum Schluss zweifel-
ten, ob die notwendige Mehrheit erreicht wird. 
Was folgt aus der Entscheidung? Wir sprachen 
darüber mit Ministerpräsident Stephan Weil, der 
zugleich Vorsitzender des SPD-Landesverbandes 
Niedersachsen ist. 
 

Die Partei hat entschieden. Rund 2/3 der Mit-
glieder haben grünes Licht für den Eintritt in 
eine Große Koalition gegeben. Beobachtern ist 

allerdings aufgefallen, dass es im Willy-Brandt-
Haus keinerlei Beifall für das positive Ergebnis 
des Mitgliedervotums gab. Sind Sie zufrieden 
mit dem Ergebnis? 

 

STEPHAN WEIL: Die Entscheidung der SPD-Mit-
glieder für eine Regierungsbeteiligung hat mich 
wirklich gefreut und erleichtert. Bekannterma-
ßen war es nun wirklich nicht so, dass eine Neu-
auflage der großen Koalition mein Ziel vor den 
Bundestagswahlen gewesen wäre. Aber nach 
dem Scheitern von Jamaika war der Eintritt der 
SPD in die Bundesregierung notwendig für 
stabile Verhältnisse und die einzige realistische 
Alternative zu Neuwahlen. Nicht ohne Grund ist 
den SPD-Mitgliedern dieser Schritt sehr schwer-
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Immer ein offenes Ohr für die Sorgen der Menschen im 
Lande. Ministerpräsident Weil im Gespräch mit einer 

älteren Bürgerin.    
© SPD-Landesverband Niedersachsen 

gefallen. Dass am Ende aber doch eine klare 
Mehrheit dafür war, sagt eine Menge über den 
Charakter der SPD aus: Die SPD war in mehr als 
anderthalb Jahrhunderten immer bereit, Ver-
antwortung für die Gesellschaft zu übernehmen. 

 

1/3 der Mitglieder, immerhin 123.000, haben 
Nein zur GroKo gesagt. Kritiker sehen die SPD 
deshalb „geschwächt und gespalten“. Olaf 
Scholz dagegen sprach davon, dass „wir in der 
Diskussion weiter zusammengewachsen sind“. 
Was gilt?  

 

WEIL: Eine gespaltene Partei kann ich wirklich 
nicht erkennen. Im Gegenteil: Ich bin sehr stolz 
darauf, wie wir die innerparteiliche Diskussion 
geführt haben. In den Wochen vor dem Mitglie-
derentscheid bin ich auf vielen Veranstaltungen 
gewesen und überall ist intensiv und leiden-
schaftlich, aber durchweg fair und respektvoll 
miteinander diskutiert worden. Das ist die 
Grundlage dafür, dass wir jetzt gemeinsam 
weitermachen können - ganz egal, ob man vor-
her für oder gegen eine Regierungsbeteiligung 
gewesen ist. 

 

Wie geht die SPD mit diesem Drittel ihrer Mit-
gliedschaft um? Rechnen Sie damit, dass der 
innerparteiliche Widerstand anhalten wird? 

 

WEIL: Nein, denn auch die erklärten Gegner der 
Großen Koalition, allen voran die Jusos, haben 
nach dem Mitgliederentscheid klargemacht, 
dass sie dieses demokratische Ergebnis akzeptie-
ren und wir uns jetzt gemeinsam der Erneue-

rung unserer Partei widmen werden. Die Erneu-
erung der SPD ist eine gemeinsame Forderung 
von Befürwortern und Kritikern einer Regie-
rungsbeteiligung und eine Aufgabe an uns alle, 
der ich mich auch persönlich verpflichtet fühle.   

 

Mitarbeit in der Regierung versus Erneuerung: 
Kritiker eines Eintritts der SPD in ein Kabinett 
Merkel haben dies damit begründet, dass Er-
neuerung nur in der Opposition möglich ist. 
Was sagen Sie denen? Was muss getan werden, 
damit der SPD ein „Comeback“ gelingt? 

 

WEIL: Die notwendige Erneuerung der SPD ist 
als Regierungspartei nicht schwerer als in der 
Opposition – leichter allerdings auch nicht. 
Durch das Ergebnis des Mitgliederentscheides 
haben wir jetzt aber die Möglichkeit, den Erneu-
erungsprozess in den nächsten Jahren gemein-
sam konsequent anzugehen. Diese Chance hät-
ten wir nicht gehabt, wenn es jetzt zu Neuwah-
len gekommen wäre. Unbestritten ist aber, dass 
die SPD in den vergangenen Jahren viele Fehler 
gemacht hat. Wir müssen jetzt die richtigen 
Schlüsse ziehen, damit uns ein Comeback gelin-
gen kann. Wir müssen wieder ein klares Profil 
entwickeln und den Bürgern wieder klarmachen, 
dass sie auf die SPD zählen können, dass wir ihr 
Anwalt sind und sie sonst keinen haben. Zur 
Erneuerung gehört aber auch, dass wir einer-
seits Kontinuität in der Parteiführung herstellen, 
andererseits aber auch den notwendigen Gene-
rationenwechsel in der Parteispitze einleiten. 

 

Nach der Bundestagswahl am 24. September 
hieß es, die SPD habe gegenüber den Wählerin-
nen und Wählern ihren positiven Anteil an der 
Regierungsarbeit nicht deutlich genug vermit-
teln können: Stichworte Mindestlohn, Rente 
mit 63, Ehe für alle. Was muss sich da ändern?  
 

WEIL: Bei der Diskussion der Sondierungsergeb-
nisse haben wir es doch wieder erlebt: Wenn es 
ein Haar in der Suppe gibt, kann man über das 
Haar sprechen oder über die Suppe, in der es 
schwimmt. In der SPD reden wir leider viel zu oft 
über das Haar. Wir werden in der neuen Großen 
Koalition aber auch häufiger klare Kante zeigen 
müssen, gerade gegenüber den Jungs von der 
CSU. Da müssen wir auch riskieren, dass der 
Haussegen mal schief hängt. 

Das Interview führte Joachim Tiemer 
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Bernd Lynack ist erneut in den Landtag gewählt 
worden. In diesem Beitrag zieht er eine erste 

Bilanz der Arbeit in der neuen Legislaturperiode 

Mit neuem Schwung für Niedersachsen 
 

Politik für ein sicheres und innovatives Land fortsetzen 
 

Während es sich in Berlin hingezogen hat, ha-
ben wir in Niedersachsen nach der Wahl im 
Oktober recht schnell und geräuschlos eine neue 
Regierung gebildet. Nach der Absage der FDP an 
eine Ampel-Koalition steht Stephan Weil nun 
einer Koalition mit der CDU vor. Auch mit dem 
neuen Partner wollen wir unsere Politik für ein 
sicheres, gerechtes und innovatives Niedersach-
sen fortsetzen.  

Größtes Vorhaben der neuen Regierung ist 
zweifelsohne die Abschaffung der Kita-Gebüh-
ren, die wir als SPD im Wahlkampf versprochen 
haben. Für uns steht dieses Vorhaben in einer 
Reihe mit der Abschaffung der Studiengebüh-
ren. Wir wollen, dass Bildung möglichst kosten-
frei und jedem zugänglich ist. Da gerade die 
frühkindliche Bildung entscheidend dafür ist, ob 
ein Kind mit gerechten Chancen in die Grund-
schule startet, steht nun diese nun im Fokus. 
Dabei ist für uns aber auch klar, dass die Kos-
tenfreiheit nicht zu Lasten der Qualität der Kitas 
führen darf. Deswegen wollen wir parallel zur 
Gebührenfreiheit weiter in die frühkindliche 
Bildung investieren. Bereits ab August sollen die 
Eltern nicht mehr für die Betreuung ihrer Kinder 
zahlen müssen. 

Außerdem wollen wir in den nächsten Jahren 
dafür sorgen, dass die Busfahrkarten für Schüler 
der Klassen 11-13 wieder übernommen werden 
und Schulgelder in sozialen Berufen abgeschafft 
werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Koalition ist die 
Sicherheit. Bereits in den vergangenen Jahren 
haben wir bei der Polizei mächtig aufgeräumt. 
Dazu gehört, dass wir die Arbeitsbedingungen 
und die Bezahlung der Polizeibeamten endlich 
verbessert haben. Auch in den kommenden 
Jahren wollen wir die Zulagen erhöhen, die Poli-
zisten bekommen wenn sie an Wochenenden 
oder nachts arbeiten, also bspw. bei Fußball-
spielen. Außerdem wollen wir 3.000 neue Stel-
len bei Vollzug, Verwaltung und Expertise bei 
der Polizei schaffen.  

Die gewaltige Summe von insgesamt 1 Milli-
arde Euro soll in den Masterplan Digitalisierung 

fließen. Größter und wichtigster Punkt hierbei 
ist die Versorgung mit schnellem Internet. Ziel-
marke ist bis 2025 eine flächendeckende Über-
tragungsgeschwindigkeit von 1 Gigabit. Das 
Wirtschaftsministerium wird für die Umsetzung 
dieser Aufgabe um den Bereich Digitales aufge-
wertet. 

Im Bereich Gesundheit werden wir den dro-
henden Ärztemangel insbesondere auf dem 
Land mit zusätzlichen Medizinstudienplätzen 
vorbeugen. Im Bereich der Pflege streben wir 
verbindliche Mindeststandards für den Perso-
nalschlüssel an, um so die Situation für Pfle-
gende wie Gepflegte spürbar zu verbessern. 

Auch wenn diese Koalition eher eine Ver-
nunfts- als eine Liebesheirat ist, sollen die nächs-
ten 5 Jahre genutzt werden, um Niedersachsen 
auf zentralen Politikfeldern voranzubringen. Ich 
werde mich auch in dieser neuen Regierungszeit 
weiterhin für Hildesheim und seine Bürgerinnen 
und Bürger einsetzen. Als Hildesheimer und 
natürlich als Himmelsthürer stehe ich Ihnen 
gerne weiterhin für Ihre Fragen und Anliegen zur 
Verfügung. Alle Informationen und Kontaktmög-
lichkeiten finden Sie unter bernd-lynack.de.  
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Den Studierenden steht ein Netz an Verkehrsanbietern 
zur Verfügung 

Das neue Semesterticket reicht über die Landesgrenze hinaus 
 

Erfolgsgeschichte für Studierende und den Nahverkehr 
 

Zum Start des 
kommenden Win-
tersemesters gibt es 
für die Studierenden 
in Niedersachsen und 
Bremen eine tolle 
neue Verbesserung. 
Das neue landesweite 
Semesterticket 
kommt. 

Bereits jetzt gibt es 
an den meisten Hoch-
schulen im Lande 
Semestertickets. Das 
Verfahren sieht dabei so aus, dass alle Studie-
renden einer Hochschule verpflichtet sind, ein 
Semesterticket abzunehmen. Die Vertretung der 
Studenten verhandelt dann mit diesem Faust-
pfand im Rücken mit den Verkehrsunterneh-
men. Das betrifft zum einen die Anbieter vor Ort 
(also z.B. SVHi und RVHi), zum anderen die Un-
ternehmen des Nahverkehrs auf der Schiene, 
damit Studierende in ganz Niedersachen die 
Regionalzüge und S-Bahnen nutzen können.  

Seit der Liberalisierung des Schienenperso-
nennahverkehrs sind neben der Deutschen Bahn 
eine Vielzahl von anderen Unternehmen aktiv. 
Die Studierendenvertretung jeder einzelnen 
Hochschule musste mit jedem einzelnen Unter-
nehmen einen individuellen Vertrag zu einem 
individuellen Preis aushandeln. Das bedeutete 
zum Einen einen beträchtlichen Aufwand, zum 
anderen führte es zu einem Flickenteppich bei 
der Gültigkeit des Semestertickets. Denn nicht 
jede Hochschule schloss mit jedem Verkehrsun-
ternehmen einen Vertrag; über jede Strecke im 
Land. So ergab sich eine große Unsicherheit bei 
den Studierenden, wo sie mit ihrem Ticket fah-
ren können und wo nicht. Auch war das Preis-
/Leistungsverhältnis des Tickets unterschiedlich, 
je nachdem wie groß die Verhandlungsmacht 
der Studierenden war. 

Doch mit diesem Verfahren ist nun Schluss. Ab 
Wintersemester 2018/19 gibt es das einheitliche 
Semesterticket. Alle Studierenden verhandeln 

gebündelt mit der 
Niedersachsentarif 

GmbH. Somit gibt es 
ein festes Netz, in 
dem die Studieren-
den fahren können, 
unabhängig davon, 
ob die Strecke von 
der Deutschen Bahn, 
dem Metronom 
oder der NordWest-
Bahn betrieben 
wird.  

Außerdem reicht 
das Ticket weit über die Grenzen Niedersach-
sens hinaus. Neben Hamburg reicht das Ticket 
künftig bis zu attraktiven Zielen wie Lübeck, 
Magdeburg, Kassel, Münster oder sogar Hengelo 
in den Niederlanden. Somit gibt es ein deutlich 
besseres Preis-/Leistungsverhältnis. Auch für die 
Verkehrsunternehmen bietet dieses neue Mo-
dell die Sicherheit, dass sie fest mit den Geldern 
rechnen können, die sie von den Inhabern der 
Semestertickets erhalten. Der Preis liegt bei 
rund 130 Euro pro Person und Halbjahr. 

Zu verdanken haben die Studierenden dieses 
neue Ticket übrigens sich selber. Über viele 
Jahre hinweg haben sich einzelne Vertreter 
größtenteils ehrenamtlich ins Zeug gelegt und 
für das einheitliche Ticket gekämpft. Dabei wur-
den sie auf der politischen Seite von der SPD-
Landtagsfraktion unterstützt. Auch die Landes-
nahverkehrsgesellschaft als Vertragspartner hat 
wesentlich zum Zustandekommen der neuen 
Regelungen beigetragen.  

Alle beteiligten Hochschulen haben den Be-
schluss über die Einführung des Tickets in einer 
Urabstimmung bzw. einer Abstimmung im Stu-
dierendenparlament demokratisch herbeige-
führt. Somit steht den neuen Semestertickets 
nichts mehr im Wege. Eine Erfolgsgeschichte für 
Studierende und den Öffentlichen Personennah-
verkehr.  

Bernd Lynack 
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Der Stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Stefan Politze mit Ludwig Bommersbach, Norbert Siegel 
und Joachim Tiemer vom SPD-Vorstand Himmelsthür

Stefan Politze spricht vor der SPD Himmelsthür 
 

Ein Schritt auf dem Weg zur Erneuerung der Partei 
 

„Wie klappt es denn bei euch in Hannover mit 
der Großen Koalition?“ Im Zeichen des Mitglie-
dervotums war dies eine der Fragen, mit denen 
Stefan Politze bei der Jahreshauptversammlung 
konfrontiert wurde. Politze blieb die Antwort 
nicht schuldig. In der schwarz-roten Koalition 
unter MP Stephan Weil „funktioniert es gut“. Er 
bewertete diese Regierungskonstellation sogar 
besser als die „Ampel“, die auch machbar gewe-
sen wäre, aber am Widerstand von FDP-Chef 
Stefan Birkner gescheitert war. Politze wurde 
auch zur Zukunft der SPD gefragt. Auch hierfür 
hatte er eine Antwort parat. Es komme darauf 
an, dass in einer starken Parteispitze Teamarbeit 
praktiziert und die Basis „mitgenommen“ wird. 
Als wichtig erachtete der Stellv. Fraktionsvorsit-
zende es, mit Hilfe eines „ordentlichen Marke-
tings“ gegenüber der Öffentlichkeit die Erfolge 
der eigenen Regierungsarbeit deutlich zu ma-
chen.  

Thema des Referats waren die „Herausforde-
rungen in der Legislaturperiode 2017 – 2022“. 
Stefan Politze stellte in diesem Zusammenhang 
die Schwerpunktthemen der 18. Wahlperiode 
vor und erläutert die finanziellen Konsequenzen. 
Im Nachtragshaushalt sind Ausgaben von 776 
Millionen Euro vorgesehen. Die angekündigte 
Beitragsfreiheit für Kindergärten wird im Laufe 
des Jahres umgesetzt. Geplant ist die Einstellung 
von 1.000 neuen Lehrkräften. Im Zuge einer 
Novellierung des Schulgesetzes soll der Ein-

schulungsstichtag flexibilisiert werden. Um die 
Unterrichtsversorgung an Grundschulen zu ver-
bessern, wird die Sprachförderung ausländischer 
Kinder schwerpunktmäßig in der Kita angesie-
delt. Dem gleichen Ziel dient die Fortsetzung der 
Abordnung von Gymnasiallehrkräften an Grund-
schulen.  

Es ist die feste Absicht der Landesregierung, 
die Besoldung der Grundschullehrkräfte 
anzuheben.  

3.000 neue Stellen werden im Polizeidienst ge-
schaffen. Die technische Ausstattung der Polizei 
wird modernisiert. Die Digitalisierung von Wirt-
schaft und Gesellschaft sieht die Landesregie-
rung als eine der zentralen Herausforderungen 
der nächsten Jahre an.  

Das Referat war der Höhepunkt der Jahres-
hauptversammlung. Im Anschluss an die Re-
chenschaftsberichte des Vorstands standen die 
Wahlen an. Neben den bekannten Gesichtern 
wie Ludwig Bommersbach als Vorsitzender, 
Norbert Siegel als Schatzmeister und Joachim 
Tiemer als Schriftführer werden dem Vorstand 
künftig auch Mitglieder der jüngeren Generation 
angehören. Michael Brinkop (29) wurde zum 
Stellvertretenden Vorsitzenden gewählt, Dennis 
Bartels (27) und Björn Siegel (34) gehören dem 
neuen Vorstand als Beisitzer an. Auch dies kann 
als Beitrag zur viel beschworenen Erneuerung 
der Partei betrachtet werden. 
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Der Gesetzentwurf zur Förderung der 
Infrastruktur der Schulen steht kurz vor 

seiner Verabschiedung 
© Niedersächsischer Landtag

Gesetzentwurf wird jetzt im Landtag beraten 
 

6,4 Millionen Euro für die Schulsanierung 
 

Die Stadt Hildesheim 
kann als Schulträger mit 
6,4 Millionen Euro aus 
dem Kommunalen Inves-
titionsprogramm des 
Bundes für die Moderni-
sierung, Sanierung und 
Erweiterung der kommu-
nalen Schulinfrastruktur 
rechnen. „Das ist ein 
wichtiger Schritt auf dem 
Weg zu einer deutlich 
verbesserten Situation an 
unseren Schulen“, er-
klärte der SPD – Landtagsabgeordnete Bernd 
Lynack gegenüber der Presse. 

Wie Lynack ausführte, hat die SPD-geführte 
Landesregierung per Kabinettsbeschluss dafür 
gesorgt, dass der entsprechende Gesetzentwurf 
im Niedersächsischen Landtag beraten werden 

kann. Das Gesamtvolumen 
der Förderung beträgt bis 
zum Jahr 2022 rund 289 
Millionen Euro. Die Lan-
desregierung, so Lynack, 
habe schnell gehandelt 
und mit dem Bund gut 
verhandelt. So könnten 
rund 85 Prozent der 
Kommunen in Nieder-
sachsen, wie auch Hil-
desheim, mit der Finanz-
hilfe für die Schulinfra-
struktur planen. „Wir als 

SPD-Landtagsfraktion wollen den Gesetzentwurf 
nun schnell beraten, um die Förderung so zeit-
nah wie möglich auf den Weg zu bringen“, er-
klärte Lynack das Verfahren. 

Lynack ergänzte: „Von diesen Investitionen 
werden Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen 
und Lehrer ebenso wie die Eltern in Hildesheim 
erheblich profitieren.“ Wenn der Gesetzentwurf 
schnell beschlossen werde, könnten die Maß-
nahmen kurzfristig beantragt und entsprechend 
zügig umgesetzt werden, machte der Abgeord-
nete deutlich. Die Förderanträge können nach 
der Verabschiedung des Gesetzentwurfes durch 
den Landtag beim Innenministerium gestellt 
werden. 

Bernd Lynack
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Die Fassade aus Glasbausteinen ist nicht mehr zeitgemäß. Weitere Sanierungsaufgaben 
stehen an, die einen Neubau einer Halle sinnvoller machen.

SPD-Ratsfraktion hat Initiative für die Sporthalle der Realschule ergriffen 
 

Neubau der Sporthalle der Realschule kommt 

Durch Initiative der SPD-Ratsfraktion wurden 
im Haushaltsplan 2018 der Stadt Hildesheim für 
die Jahre 2018 - 2021 Mittel in Höhe von 3,86 
Mio. € für den Neubau einer Zweifeld-Sporthalle 
bereitgestellt. Damit kann die Realschule ihren 
Schwerpunkt Sportfreundliche Schule weiterhin 
vertreten. 

Für den Neubau der Sporthalle sind die erfor-
derlichen Haushaltsmittel auf vier Jahre verteilt 
worden. Somit kann voraussichtlich mit einem 

Neubau ab dem Jahr 2019/2020 gerechnet wer-
den.  

Dann wird der Neubau auch dringend erfor-
derlich, da die bisher genutzten Sporthallenflä-
chen am Gymnasium nicht mehr für den Sport-
unterricht an der Realschule zur Verfügung ste-
hen. Das Gymnasium benötigt die Sporthallen-
flächen ab Sommer 2021 wegen der Wieder-
einführung des 13. Jahrgangs im Gymnasium 
selbst. 
 



 8

Alfons Bruns verpflichtet das neue Ortsratsmitglied Michael Brinkop. Auf 
die Zusammenarbeit freuen sich Norbert Siegel, Ludwig Bommersbach und 

Bernd Lynack sowie Ratsfrau Gabriele Bommersbach 

Michael Brinkop rückt in die SPD-Ortsratsfraktion auf 
 

Politik für den Ort und die Menschen machen 
Seit dem 21. Februar 

2018 ist Michael Brinkop 
(29) neues Mitglied der 
SPD-Fraktion im Ortsrat 
Himmelsthür. Brinkop ist 
aufgerückt, nachdem 
durch den Umzug von 
Tanja Schulz deren Sitz 
im Ortsrat frei geworden 
war.  

Aufgewachsen ist er in 
Himmelsthür. Nach der 
Grundschule besuchte er 
die Orientierungsstufe 
und wechselte später auf 
das Gymnasium 
Himmelsthür, wo er 2008 das Abitur ablegte. 
Anschließend machte er eine Ausbildung zum 
Bankkaufmann. Seit 2001 ist Brinkop Mitglied 
der Freiwilligen Feuerwehr Himmelsthür; seit 
2013 bekleidet er das Amt des 
Jugendfeuerwehrwartes und ist für die 

Geschicke der Jugendfeuerwehr verantwortlich. 
Auf die politische Arbeit im Ortsrat freut sich 

das neue Mitglied. „Wichtig ist für mich, dass es 
in Himmelsthür vorwärts geht. Mein Ziel ist es, 
Politik für den Ort und für die Menschen zu 
machen.“                                                                   jt 
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Ziel ist ein vernetztes Deutschland durch 
flächendeckende Glasfaseranbindung 

© marchenkoyevhen – 
http://stock.adobe.com

Was bedeutet die Digitalisierung für uns? 
 

Hoffnung auf ein schnelles Glasfaser-Netz 
 

Es muss sich etwas ändern. 
Da sind sich eigentlich alle 
Parteien einig. Deutschland 
braucht einen Plan und 
einen Antrieb für eine flä-
chendeckende Digita-
lisierung. Im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD findet man die 
Digitalisierung zwar nur als 
untergeordnetes Thema, 
jedoch lohnt es sich trotz-
dem, einen Blick darauf zu 
werfen. 

Neben der Industrie 4.0 
und einer digitalisierten 
Bildung ist für die meisten 
Bürger wichtig, was sich für 
sie im alltäglichen Leben 
verändert. Das möchte ich 
an zwei Beispielen aus dem 
Koalitionsvertrag aufzeigen. 
 
Breitbandausbau 
 
Zum Thema Breitbandausbau heißt es im Koali-
tionsvertrag: 
 
„Wir gestalten den Weg in die Gigabit-Gesell-
schaft mit höchster Priorität. Deshalb wollen wir 
den flächendeckenden Ausbau mit Gigabit-Net-
zen bis 2025 erreichen.“ 
 
„Diese öffentlichen Fördermittel werden wir so 
einsetzen, dass ausschließlich Ausbauabschnitte 
förderfähig sind, die mit Glasfasertechnologie 
ausgebaut werden.“  
 
Damit gibt es erneute Hoffnung auf die Anbin-
dung aller Bürgerinnen und Bürger an ein 
schnelles und zukunftsorientiertes Glasfaser-
Netz, welches ab dem 01.01.2025 sogar rechtlich 
abgesichert werden soll. 
 

Auch wird eine klare Posi-
tion zur Glasfaser bezo-
gen und nicht wie zuvor 
und oft von der Telekom 
vorgeschlagen auch das 
„Vectoring“ mit einbezo-
gen. (VDSL2-Vectoring ist 
eine Technologie, mit der 
die Geschwindigkeit von 
bestehenden Kupfer-
Kabeln erhöht werden 
kann, ohne komplett neue 
Kabel zu verlegen.) 
 
Digitale Verwaltung 
 
„Wir werden in einem 
digitalen Portal für Bürge-
rinnen und Bürger sowie 
für Unternehmen einen 
einfachen, sicheren und 
auch mobilen Zugang zu 
allen Verwaltungsdienst-

leistungen ermöglichen.“  
 
„Der elektronische Personalausweis wird zu 
einem universellen, sicheren und mobil einsetz-
baren Authentifizierungsmedium.“  
 
Das Staaten es schaffen, alle üblichen Verwal-
tungsangelegenheiten online abzubilden, zeigt 
sich am Beispiel von Estland. Dort ist es längst 
normal geworden, Behördengänge digital zu 
bestreiten. Jedoch leben dort „nur“ ca. 1,3 Milli-
onen Menschen, was es vergleichsweise einfach 
macht, Prozesse und Strukturen zu ändern. Bei 
mehr als 82 Millionen Einwohnern gestaltet sich 
ein solcher Wandel deutlich schwieriger. 
Man kann dies sehr gut an der Einführung der 
elektronischen Gesundheitskarte sehen. Diese 
anfänglich für 2006 geplante Karte enthält bis 
heute nur einen Bruchteil der Funktionen und 
Daten, die ursprünglich vorgesehen waren.  
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Die Online-Funktionen des Personalausweises - 
also den elektronischen Identitätsnachweis (eID) 
haben nach „Zeit Online“ Angaben aus dem 
April 2017 von 51 Millionen Bürgern nur etwa 
ein Drittel freigeschaltet. Nur 15 Prozent (ca. 2,5 
Millionen) haben die Funktion überhaupt schon 
genutzt. 

Bis wir also in einem digitalen Deutschland le-
ben, wird noch viel Wasser die Innerste entlang 
fließen, aber immerhin sind unsere Chancen 
darauf gestiegen. 

Dennis Bartels 

 
 
Dennis Bartels (27) ist seit dem 
23. Februar 2018 Vorstands-
mitglied im SPD-Ortsverein 
Himmelsthür. Nach Abschluss 
der Albertus-Magnus-Real-
schule absolvierte er eine 
Ausbildung zum Fachinforma-
tiker. Seit 2014 arbeitet er in 
seiner mit ehemaligen Kom-
militonen gegründeten Agen-
tur INWENDO, die im Bereich 
der Software-, App- und We-
bentwicklung, sowie im E-
Commerce tätig ist. 
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Anzeige Schwertfeger 
 

Der Vorstand des SPD-Stadtverbandes Hildesheim 

 
Delegiertenkonferenz des SPD-Stadtverbandes Hildesheim 

Norbert Siegel als Vorsitzender bestätigt 
 

Norbert Siegel aus Him-
melsthür ist in der Delegierten-
versammlung des SPD-Stadt-
verbandes mit einer Zustim-
mung von 87,2 % in seinem Amt 
als Vorsitzender bestätigt wor-
den. Michael Brinkop wurde als 
Beisitzer in den Vorstand ge-
wählt. 

In seinem Rechenschaftsbe-
richt ging Norbert Siegel auf die 
wichtigsten Ereignisse der ab-
gelaufenen Amtsperiode ein. 
Geprägt wurde sie von den 
Wahlen des Jahres 2017. Den 
SPD-Kandidaten Bernd West-
phal (Bundestag) und Bernd 
Lynack  (Landtag) gelang es 
dabei, ihre Mandate direkt zu gewinnen. Ge-
spräche fanden mit den SPD-Ortsvereinen statt. 
Ziel ist eine Bündelung der politischen Arbeit. 
Mit dem Format „Kamin-Polit-Talk“ werden 
Themen für politisch interessierte Menschen aus 
Hildesheim angesprochen.  

Gastredner der Delegiertenversammlung war 
Detlef Tanke, Generalsekretär der SPD Nieder-
sachsen. Er referierte zum Thema „Erneuerung 
der Partei“.  
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Mess-Station Schuhstraße  
Eine neue Station steht in der Kaiserstraße 

Foto: Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
 

Diesel-Fahrverbot ist in Hildesheim kein Thema 
 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
Leipzig zur Zulässigkeit von Fahrverboten in 
Städten hat in der Öffentlichkeit erhebliche 
Wellen ausgelöst. Das Gericht hatte Fahrverbote 
„grundsätzlich“ für zulässig erklärt, wenn anders 
der EU-Grenzwert von 40 Mikrogramm Stick-
stoffdioxid je Kubikmeter Luft nicht einzuhalten 
ist.  

Auch Hildesheim gehört zu den durch Schad-
stoffe stark belasteten Städten. Doch in Hildes-
heims Stadtspitze war die Reaktion entspannt. 
Pressesprecher Helge Miethe erklärte auf An-
frage: „Dem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts haben wir gelassen entgegengesehen. 
Fahrverbote sind für uns kein Thema“. Zur Be-
gründung wies Miethe darauf hin, dass in Hil-
desheim der Grenzwert im Jahresmittel 2017 
mit 42 Mikrogramm/Kubikmeter „nur noch 
knapp überschritten worden ist“. Außerdem 
seien in Hildesheim „verkehrslenkende Maßnah-
men ergriffen worden“ um den Grenzwert ein-
zuhalten. Gemeint ist die Entlastung der Schuh-
straße durch Abbiegeverbote. Die Stadt ist zu-
versichtlich, das Ziel der Einhaltung der Grenz-
werte zu erreichen. Messungen des Gewerbe-
aufsichtsamtes würden in den nächsten Mona-
ten Aufschluss darüber geben. Allerdings ent-
stehen durch das Abbiegeverbot neue Ver-
kehrsprobleme in der Hildesheimer Innenstadt 
(Stichwort „Halteverbot für Elterntaxis“), für die 
noch nach einer Lösung gesucht wird. 

Anders sieht es Hannovers OB Stefan Schos-
tok. Er geht davon aus, dass die Stadt schnellst-
möglich „flächendeckende“ Diesel-Fahrverbote 
verhängen muss. Um die entsprechenden Ver-
kehrsschilder aufstellen zu können, braucht die 
Stadt allerdings die Zustimmung der Landesre-
gierung. Die hofft aber gerade, ohne Fahrver-
bote auskommen zu können. Überdies sieht sie 
die Autokonzerne in der Pflicht, durch Hardwa-
renachrüstung das durch ihr Verschulden aus-
gelöste Problem zu beseitigen. 

Für die ehemalige Bundesumweltministerin 
Barbara Hendricks (SPD) ist klar, dass die Auto-

mobilindustrie im Kampf gegen die Luftver-
schmutzung einen größeren Beitrag leisten 
muss. In einem Interview mit dem Südwest-
rundfunk sagte sie, der „wichtigste Hebel“ zur 
Verringerung der Stickoxid-Belastung in Städten 
sei, die Diesel-PKW „sauber zu bekommen“. 
Nach den Software-Updates für betroffene 
Fahrzeuge gehe es nun um die Nachrüstung der 
Hardware. Sie bekräftigte: Wenn Nachrüstungen 
technisch möglich seien, dann sei klar, „dass die 
Hersteller das machen müssen und natürlich 
auch die Kosten dafür zu tragen haben.“  

Hendricks sprach in diesem Zusammenhang 
von „totalen Versäumnissen“ der Bundesregie-
rung in den vergangenen Jahren. Sie verwies 
zugleich darauf, dass das Verkehrsressort in den 
zurückliegenden acht Jahren von der CSU be-
setzt war.  

Vereinbarungen über den Beitrag des Ver-
kehrssektors zur Emissionsminderung sind im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD/CDU/CSU be-
schlossen worden. 

Nebenbei: Inzwischen liegen erste 
Messergebnisse für die Schuhstraße vor. In der 
ersten Monatshälfte waren es 35 Mikrogramm, 
in der zweiten 37. Für eine verlässliche Aussage, 
ob die Verbote sich auszahlen, sei es aber zu 
früh, wurde im STEBA betont. 

Joachim Tiemer 
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Bernd Lynack, Antonia Hillberg, Ludwig Bommersbach 
und Norbert Siegel auf dem Unterbezirksparteitag 

SPD-Unterbezirksparteitag tagte in Hildesheim 
 

Bernd Lynack neuer Stellvertretender 
Unterbezirksvorsitzender 

 
Beim Parteitag 

des SPD-Unterbe-
zirks Hildesheim 
warb SPD-Gene-
ralsekretär Lars 
Klingbeil für die 
Zustimmung zur 
Koalition mit der 
CDU/CSU und die 
Erneuerung der 
SPD. Es wurde 
kontrovers disku-
tiert. Eine eindeu-
tige Mehrheit für 
eine Weiterfüh-
rung der bisheri-
gen Koalition zeichnete sich nicht ab. Zwar wur-
den die Erfolge der SPD in den Koalitionsver-
handlungen nicht in Frage gestellt, aber das 
Stimmungsbild innerhalb der SPD änderte sich 
grundsätzlich nicht für ein Pro oder 
Kontra zur Koalition mit der 
CDU/CSU.  

Ein wichtiger Tagesordnungspunkt 
waren die Wahlen. Waltraud Frie-
demann wurde erneut zur Vorsit-
zenden gewählt. Zu ihren Stellver-
tretern gehören Katja Schoner, 
Bernd Westphal, Sven Wieduwilt 
und nun auch Bernd Lynack, der 
erstmals für das Amt des Stellvertre-
tenden Vorsitzenden kandidierte 
und mit großer Mehrheit gewählt 
wurde. 

Da ausgelöst vom Ausgang des 
Mitgliedervotums große Herausfor-
derungen vor der SPD liegen, wurde 
in einem Initiativantrag beschlossen, 
Parteivorsitz und Fraktionsvorsitz zu 
trennen. Ein weiterer Antrag wurde 

zur Stärkung der 
wirtschaftlichen 

Entwicklung im 
Landkreis Hildes-
heim beschlossen. 
Dazu zählen u.a. 
der Ausbau des 

Glasfaser-Breit-
bandnetzes, eine 
Stärkung der Schul 
landschaft und der 
Infrastruktur ins-
gesamt. Der Un-
terbezirksparteitag 
sprach sich für 
eine Wiederinbe-

triebnahme des Kalibergwerkes Siegfried-Giesen 
aus. Alle Anträge fanden eine breite Mehrheit. 

Ludwig Bommersbach
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Markantes Wahrzeichen des Kalischachts Giesen ist die weithin 
sichtbare Abraumhalde. Kali + Salz plant eine Wiederaufnahme des 

Betriebs in Giesen 

Bericht aus dem Kreistag  
Kali + Salz Giesen soll nachbessern 

 
Die im Kreistag gebildete Gruppe 
aus SPD und CDU hat zur Wieder-
inbetriebnahme des Kalibergbaus 
in Giesen konstruktive Gespräche 
mit dem Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie (LBEG), K + S, 
zwei Umweltministern und mit der 
Bürgerinitiative Giesen geführt. Die 
Gespräche werden von der Verwal-
tung des Landkreises Hildesheim 
begleitet und haben zu folgenden 
Ergebnissen geführt: 
• Zu dem vorgelegten Entwurf des 

LBEG zur Erteilung des Einver-
nehmens für eine wasserrechtliche Erlaubnis 
besteht Übereinstimmung mit der Verwaltung, 
deutliche Nachbesserungen zu fordern 

• Vorrangige Nutzung/Vermarktung der Rest-
stoffe/Auffahrsalze zur Haldenvermeidung 

• Konkretisierung der Parameter zu den Abdeck-
materialien für Alt- und Neuhalde  

• Kürzere Fristsetzung für Beginn und Ende der 
Abdeckung der Resthalden 

• Nachweise vor Inbetriebnahme, dass die 
Umsetzung von bestimmten Nebenbestim-
mungen und Vorhaben gewährleistet sind 

• Vorgaben zur Erweiterung des Monitorings für 
Grundwasser- und Bodenabsenkungen – auch 
hinsichtlich des Istzustandes und regelmäßiger 
Veröffentlichung 

• Ausschluss bestimmter Schadstoffe und Ab-
deckmaterialien  

• Verpflichtung, Immissionen auf das unbedingt 
notwendige Maß zu minimieren (z.B. Verwe-
hungen), Vorgaben für Sonderbetriebspläne  

• Konkretisierung aller Einleitungsparameter für 
alle relevanten Schadstoffe sowie Maßnah-
menplan zur  

• Reduzierung der Grundwasserbelastung. 
 

Ferner sollen alle rechtlichen Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden, um zukünftige Vorhaben 
zur Errichtung von Abfallaufbereitungsanlagen 
zu verhindern. Insbesondere die Haldenvermei-
dung, die zeitnahe Abdeckung der Althalde 
(Konzept bis zum 2. Jahr, Beginn der Abdeckung 
ab 6. Jahr) sowie die fortlaufende Überprüfung 
des Standes der Technik und die Reduzierung 
bzw. Vermeidung der Grundwasserbelastung 
werden dabei fokussiert. 
 
Die Entscheidung im Kreistag soll schnellstmög-
lich erfolgen. Hierzu sind die von der Gruppe 
SPD-CDU geforderten Nebenbestimmungen von 
Kali + Salz zu akzeptieren.  

Ludwig Bommersbach
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